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Keine Koalition ohne Klimaschutz! 
 

Es gibt keine Ausreden mehr!  

 

Dass es kein Geld für Klimaschutz gibt, ist nach der Grundgesetzänderung und der Bewilligung 

des Sondervermögens Infrastruktur mit 100 Mrd. Euro explizit für Klimaschutz keine Ausrede 

mehr. Und wenn wir jetzt trotz Sondervermögen hören, dass, wie Merz sagt, „die Zeiten des 

Paradieses vorbei sind“ und überall gespart werden muss, dann sollten wir bei den fossilen 

Subventionen in Höhe von 65 Mrd. Euro pro Jahr für steuerliche Abschreibungen für fossile 

Infrastruktur, Dienstwagenprivileg, steuerfreies Kerosin und billigen Diesel anfangen, statt auch 

noch die Pendlerpauschale erhöhen zu wollen. 

 

Mit der Verankerung des Ziels „Klimaneutralität bis 2045“ im Grundgesetz ist die rechtliche 

Grundlage geschaffen, um Klimaschutzmaßnahmen vornehmlich zu fördern. Damit ist nochmal -

nach dem Beschluss des Verfassungsgerichts 2021, nachdem die Grundrechte auch vor 

Klimawandelfolgen schützen – klar, dass Klimaschutz Staatsziel ist. Also auch rechtlich gibt es 

keine Ausrede mehr. 

 

Wir müssen wachsam sein, weiter Maßnahmen fordern und letztlich auch die Ziele klar 

benennen, die ein effektiver Klimaschutz braucht. Denn bei aller Freude über die Klimaneutralität 

bis 2045 im Grundgesetz – aus physikalischer Sicht ist, wie z.B. das Wuppertal Institut oder das 

PiK betonen, 2045 zu spät. Wir fordern: 

 

• Klimaneutralität bis 2035 

• Ende aller fossilen Energien, denn sauberes Erdgas ist eine dreckige Lüge. 

• Sozial gerechter Klimaschutz, der niemanden zurücklässt 

• Fonds für Klimaanpassung und Katastrophenhilfe, denn die schon eingetretenen 

Folgen wie Extremwetter usw. werden nicht weniger, sondern mehr werden 

• Mehr Tempo und Ambition und nicht Verwässerung und Rückschritte wie z.B. im 

aktuellen Klimaschutzgesetz 

• Fachkräfte für die Transformation, denn ohne Menschen, die all die nötigen 

Klimaschutzmaßnahmen auch Wirklichkeit werden lassen, wird es nicht gehen. 

 

Wir erwarten, dass all diese Aspekte in der Koalitionsvereinbarung Niederschlag finden, 

denn Klimaschutz ist kein „grünes Partialinteresse“.  

Klimagerechtigkeit ist das Fundament einer lebenswerten Zukunft. 

 

Die aktuellen Forderungen von Fridays for Future (FFF) in Deutschland im Jahr 2025 spiegeln die 

Dringlichkeit der Klimakrise wider, insbesondere nach dem als „Klima-Katastrophenjahr“ 

bezeichneten Jahr 2024. Basierend auf den neuesten verfügbaren Informationen, die bis März 2025 

reichen, konzentrieren sich die Forderungen auf eine Beschleunigung des Klimaschutzes, soziale 

Gerechtigkeit und eine klare Abkehr von fossilen Energien.  

 

Hier sind die zentralen Punkte: 

 

1. Klimaneutralität bis 2035: FFF fordert, dass Deutschland seine Emissionen konsequent 

reduziert und spätestens 2035 klimaneutral wird. Dies steht im Kontrast zu den aktuellen 

deutschen Zielen, die Klimaneutralität erst 2045 anstreben, und wird mit der historischen 

Verantwortung Deutschlands sowie der Notwendigkeit begründet, das 1,5-Grad-Ziel des 

Pariser Abkommens einzuhalten. 

2. Ende aller fossilen Energien: Die Bewegung verlangt einen umfassenden und 

beschleunigten Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas. Während der Kohleausstieg bis 2030 (in 

Westdeutschland) bereits politisch verankert ist, kritisiert FFF die weitere Nutzung von 

Erdgas als „Zukunftstechnologie“ und fordert einen klaren Plan für das Ende aller fossilen 

Energieträger, ohne Ausnahmen für Industrie oder Kraftwerke. 



3. Sozial gerechter Klimaschutz: Klimaschutz soll für alle bezahlbar und einfach umsetzbar 

sein. Konkret fordern sie eine „Mobilitäts- und Wärmegarantie“, die sicherstellt, dass 

Grundbedürfnisse wie Mobilität und Heizung klimaneutral und erschwinglich erfüllt werden 

können. Der Staat soll mit Förderungen eingreifen, wo dies nicht automatisch möglich ist, 

um einkommensschwächere Haushalte zu unterstützen. 

4. Fonds für Klimaanpassung und Katastrophenhilfe: Nach den Extremwetterereignissen 

von 2024 verlangt FFF einen zentralen Fonds, finanziert durch eine Besteuerung fossiler 

Unternehmen, um gefährdete Regionen zu schützen und im Katastrophenfall Hilfe zu 

leisten. 

5. Mehr Tempo und Ambition: FFF kritisiert die aktuelle Politik als unzureichend und 

fordert, dass bestehende Klimaziele nicht verwässert, sondern verschärft werden. Projekte 

wie das Sondervermögen Infrastruktur werden abgelehnt, wenn sie den Klimaschutz nicht 

ausreichend priorisieren – ein Punkt, der in spontanen Protesten im März 2025 vor dem 

Bundestag deutlich wurde. 

6. Fachkräfte für die Transformation: Die Bewegung betont, dass die Energiewende und 

der Umbau der Infrastruktur nur gelingen, wenn genügend Fachkräfte in 

Zukunftsindustrien ausgebildet werden. Dies soll Arbeitsplätze schaffen und den 

Strukturwandel unterstützen. 
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